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1. BOTSCHAFTEN DER WOCHE 

Wir sichern Fachkräfte für die Zukunft 

Deutschland braucht viele und gut qualifizierte Fachkräfte. Nur so können wir Wohlstand für 

alle sichern. Nur so werden auch unsere sozialen Sicherungssysteme nachhaltig funktionie-

ren. Damit unsere Wirtschaftsleistung durch den Fachkräftemangel nicht weiter ausge-

bremst wird, müssen wir alle Potenziale im In- und im Ausland heben. Wir müssen kluge 

Köpfe und helfende Hände aus aller Welt für uns gewinnen. Gleichzeitig müssen wir junge 

Menschen stärker dabei unterstützen, eine Ausbildung zu machen, und den Beschäftigten 

notwendige Weiterbildungen in einer sich wandelnden Arbeitswelt ermöglichen.  

Für uns ist klar: Fachkräfteeinwanderung und Weiterbildung gehören untrennbar zusam-

men. Deswegen legt das Kabinett in dieser Woche die Entwürfe für ein Fachkräfteeinwan-

derungsgesetz und für ein erstes Weiterbildungsgesetz vor. 

 

Wir führen eine Ausbildungsgarantie ein und fördern Weiterbildung 

Mit dem ersten Weiterbildungsgesetz gehen wir einen großen Schritt in Richtung Weiterbil-

dungsrepublik. Mit der Ausbildungsgarantie führen wir einen Rechtsanspruch auf einen au-

ßerbetrieblichen Ausbildungsplatz ein. Außerdem führen wir ein gefördertes Berufsorientie-

rungspraktikum und einen Mobilitätszuschuss ein, erleichtern die Teilnahme an Einstiegs-

qualifizierungen und öffnen die außerbetriebliche Berufsausbildung auch für marktbenach-

teiligte Jugendliche. 

Mit dem Qualifizierungsgeld erleichtern wir es Unternehmen im Strukturwandel, ihre Mitar-

beiter:innen zielgerichtet weiterzubilden und sie als Fachkräfte zu halten. Und wir vereinfa-

chen die Förderung der Weiterbildung von Beschäftigten, unter anderem durch feste För-

dersätze und die grundsätzliche Öffnung für alle Betriebe. 

Mit einem zweiten Weiterbildungsgesetz werden wir alsbald weitere Maßnahmen zur Stär-

kung der Weiterbildung ergreifen. 

 

Wir wollen mehr internationale Fach- und Arbeitskräfte gewinnen 

Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz legt die Bundesregierung in dieser Woche eines 

der modernsten Einwanderungsmodelle weltweit vor. Damit eröffnen wir Menschen aus 

Ländern außerhalb der Europäischen Union künftig wesentlich mehr Möglichkeiten, in 

Deutschland zu arbeiten.  
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Sind Arbeitgeber tarifgebunden oder halten eine Gehaltsschwelle ein, braucht es bei nicht-

reglementierten Berufen keine formale Anerkennung des ausländischen Berufsabschlusses 

mehr, wenn Fachkräfte dafür über ausgeprägte berufspraktische Erfahrungen verfügen. 

Über eine Anerkennungspartnerschaft zwischen Arbeitgebern und Beschäftigten kann zu-

dem das Anerkennungsverfahren nach Einreise in Deutschland eingeleitet werden und die 

Beschäftigung zeitgleich aufgenommen werden. Mit der Chancenkarte und dem flankieren-

den Punktesystem eröffnen wir neue Möglichkeiten zur Arbeitsplatzsuche in Deutschland. 

Darüber hinaus bauen wir bürokratische Hürden ab und beschleunigen die Verfahren für 

die Erteilung eines Visums. 
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2. ZUR LAGE 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

 

mit großer Mehrheit haben wir in der letzten Sitzungswoche die Wahlrechtsreform verab-

schiedet. Diese längst überfällige Reform wird das weitere Anwachsen des Bundestages 

verhindern. Das zeigt: Die Ampel ist reformbereit, auch wenn es uns selbst betrifft und in 

Teilen auch schmerzt. Wir stellen das große Ganze über unsere Eigeninteressen. Vor allem 

am Widerstand der CDU/CSU scheiterte in dieser wie in den letzten Legislaturperioden je-

der Versuch, eine Reform auf den Weg zu bringen, die auch sie, wie jede andere Partei, 

betreffen würde. Wir waren immer offen und gesprächsbereit, mussten am Ende aber er-

kennen, dass CDU/CSU nur dann Reformen mittragen, wenn sie davon übermäßig profitie-

ren. 

Wir legen ab der nächsten Bundestagswahl eine feste Größe von 630 Abgeordneten fest, 

stärken unser Verhältniswahlrecht, behalten aber gleichzeitig 299 Wahlkreise und das wich-

tige Element der Repräsentanz bei. Der Aufschrei der Opposition war zu erwarten, ändert 

aber nichts daran, dass wir als Ampel nun ein faires, einfaches und gerechtes Wahlrecht 

auf den Weg gebracht haben. Ich danke allen, die dafür und daran mitgearbeitet haben. 

In den vergangenen Monaten hat die Ampel aber auch viele andere Vorhaben gemeinsam 

gestemmt. Wir haben nicht nur mit verlässlichen Entlastungspaketen für die Bürger:innen 

der Energiekrise getrotzt. Die Ampel hat überdies allein beim Ausbau der erneuerbaren 

Energien entscheidende Maßnahmen auf den Weg gebracht, die in all den Jahren zuvor 

durch CDU/CSU blockiert wurden. Dasselbe gilt für den sozialen Zusammenhalt unserer 

Gesellschaft. Mit Maßnahmen wie dem Bürgergeld, Wohngeld Plus und der Erhöhung des 

Kindergeldes greifen wir vor allem Menschen mit geringem Einkommen unter die Arme. Im 

Koalitionsausschuss sprechen wir mit Grünen und FDP über große Zukunftsthemen – auch 

über Themen, die in der großen Koalition am Widerstand unseres damaligen Koalitionspart-

ners gescheitert sind. Dass diese Diskussionen mitunter länger dauern, ist verständlich. Es 

ist eine große Herausforderung, drei Parteien mit unterschiedlichen Perspektiven zusam-

menzubringen – es ist aber auch eine große Herausforderung, alle sozialen Gruppen in un-

serer Gesellschaft mitzunehmen. Wir werden konkrete und sozial ausgewogene Antworten 

für die Zukunft unseres Landes geben.  

Vor 90 Jahren hielt der damalige SPD-Vorsitzende Otto Wels seine historische Rede gegen 

das Ermächtigungsgesetz der Nazis im Reichstag. Das berühmte Zitat „Freiheit und Leben 

kann man uns nehmen, die Ehre nicht“ waren die letzten freien Worte eines Abgeordneten 
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der Weimarer Republik, bevor das Parlament sich unter massivem Druck der Nationalsozi-

alisten selbst entmachtete und somit unwiederbringlich das Ende der ersten deutschen De-

mokratie besiegelte. Anlässlich des Jahrestags der Rede gab es 2023 einen Kreativwettbe-

werb für Jugendliche. Mit dem „Otto-Wels-Preis für Demokratie“ zeichnen wir – in Erinne-

rung an die mutigen Worte von Otto Wels am 23. März 1933 – in dieser Woche junge Men-

schen aus, die sich mit diesen Fragen engagiert auseinandersetzen und so einen Beitrag 

zur Förderung von Demokratie leisten. 

Anfang dieser Woche haben bundesweit Beschäftigte etwa in Fern- und Regionalzügen, S-

Bahnen sowie im Flug- und Schiffsverkehr gestreikt. Wir stehen solidarisch an der Seite der 

Beschäftigten, die zurecht darauf hinweisen, dass die Löhne mit den steigenden Lebens-

haltungskosten Schritt halten müssen. Wer in diesem Kontext von „einfachen Berufen“ 

spricht, verkennt, dass viele Leistungsträger:innen Kittel, Blaumann oder Dienstuniform tra-

gen – und nicht nur Schlips und Einstecktuch. Für uns hat jede:r Arbeitnehmer:in Respekt 

verdient, egal in welchem Beruf – dafür kämpfen wir als Sozialdemokrat:innen. 

In dieser Sitzungswoche begrüßen wir den britischen König Charles III. im Bundestag, wo 

er eine Rede im Plenum halten wird. Gerade nach dem Brexit und in Zeiten des russischen 

Krieges gegen die Ukraine gilt es, die deutsch-britische Freundschaft weiter aufrechtzuer-

halten und zu pflegen. 

 

Euer 

gez. Dr. Rolf Mützenich 
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3. ZUR WOCHE 

TOP 3: UN-Waffenembargo gegen Libyen sichern 

Seit mehr als zehn Jahren herrscht in Libyen ein Bürgerkrieg, der das Land politisch spal-

tet. Gemeinsam mit den Vereinten Nationen hat die Bundesregierung 2019 den so genann-

ten „Berliner Prozess“ angestoßen, um Frieden und Stabilität in Libyen zu ermöglichen. 

Trotz einiger Erfolge in den vergangenen Jahren hat sich die Situation zuletzt wieder ver-

schärft. Verstöße gegen das Waffenembargo der Vereinten Nationen, sowie die hohe An-

zahl ausländischer Söldner:innen und islamistischer Terrororganisationen gefährden den 

Friedensprozess im Land.  

Das Engagement der internationalen Staatengemeinschaft in Libyen bleibt daher weiterhin 

notwendig. Seit Februar 2020 engagiert sich die Bundeswehr im Rahmen der EU-Mission 

EUNAVFOR MED IRINI. Diese leistet einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung des gegen 

Libyen verhängten Waffenembargos. Der Einsatz umfasst darüber hinaus die Bekämpfung 

von Schleuser:innen, die Eindämmung der illegalen Ausfuhr von Erdöl, sowie die Seenot-

rettung von Geflüchteten. Angesichts des wiederholten Fehlverhaltens einzelner Einheiten 

der libyschen Küstenwache gegenüber Flüchtlingen und Nichtregierungsorganisationen, 

wird sich die Bundeswehr künftig jedoch nicht mehr an der Ausbildung der libyschen Küs-

tenwache beteiligen. 

Das Mandat umfasst weiterhin bis zu 300 Soldat:innen, wird regelmäßig evaluiert und soll 

auf Antrag der Bundesregierung bis zum 30. April 2024 verlängert werden. 

 

TOP 6: Bilanz und Perspektiven für den Sport in Deutschland 

Die gesellschaftspolitische Bedeutung von Sport ist unbestritten. Breitensport, wie auch 

Spitzensport sind für Integration, Bildung, Erziehung, Gesundheitsvorsorge, Inklusion und 

internationale Verständigung unverzichtbar. Der 15. Sportbericht der Bundesregierung bi-

lanziert die sportpolitische Entwicklung in Deutschland von 2018 bis 2021. Insgesamt 2,3 

Milliarden Euro an Bundesmitteln flossen in diesem Zeitraum in die Sportförderung.  

Dabei war der betrachtete Zeitraum eine besonders herausfordernde Zeit auch für den 

Sport. Die Maßnahmen der Bundesregierung zur Eindämmung der Corona-Pandemie hin-

terließen im Sport deutliche Spuren: Zuschauerverbote, eingeschränkte Trainingsbetriebe, 

Schließung von Sportanlagen und Einstellung von Sportangeboten im Profi- und Breiten-

sport haben dazu geführt, dass wichtige Strukturen wegfielen und die Zahl der im Sport und 
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im Vereinsleben Aktiven stark zurückgegangen ist. Insbesondere bei Kindern und Jugendli-

chen hat der Bewegungsmangel dramatisch zugenommen. Gemeinsame Anstrengungen 

von Bund, Ländern und Kommunen konnten dazu beitragen, dem zu begegnen und eine 

Welle von Insolvenzen zu verhindern. Mit den Coronahilfen Profisport des Bundes wurden 

zahlreiche Profisportvereine, -unternehmen und Verbände finanziell unterstützt. Auch der 

Breitensport soll künftig mit gezielten Hilfen, beispielsweise dem Programm „Restart Ger-

many – Sport bewegt Deutschland“, unterstützt werden.  

Weitere Themen des Berichts sind unter anderem die Erfolge der deutschen Sportler:innen 

bei internationalen Wettbewerben, Athleten- und Projektförderung, die Verbesserung der 

Dualen Karriere für Spitzensportler:innen mit Behinderung, die Bekämpfung von Doping, 

Spielmanipulation und sexualisierter Gewalt im Sport, sowie die Umsetzung der Neustruk-

turierung der Spitzensportförderung. 

 

TOP 8: Schutz für die Bevölkerung im Südsudan  

Auch mehr als elf Jahre nach der Unabhängigkeit bleibt Südsudan auf die Unterstützung 

der internationalen Gemeinschaft angewiesen. Zwar haben sich die Bürgerkriegsparteien 

im September 2018 auf ein Friedensabkommen und im Februar 2020 auf die Bildung einer 

Übergangsregierung geeinigt. Die Sicherheitslage im Land bleibt jedoch aufgrund von eth-

nischen Konflikten und Gewalt gegen die Zivilbevölkerung und humanitäre Helfer:innen 

weiterhin fragil. Zudem sind von den rund zwölf Millionen Einwohner:innen des Landes 

mehr als neun Millionen auf humanitäre Hilfe angewiesen. 

Die Mission der Vereinten Nationen im Südsudan (United Nations Mission in the Republic 

of South Sudan, kurz: UNMISS) nimmt deshalb weiterhin eine Schlüsselrolle ein. Sie zielt 

darauf ab, die Zivilbevölkerung zu schützen, den Frieden zu sichern und den Weg freizu-

machen für Wahlen in 2025. Deutschland leistet dafür einen wichtigen Beitrag, der internati-

onal hohe Wertschätzung erfährt. Die Bundeswehr stellt Beratungs-, Verbindungs- und Be-

obachtungsoffizier:innen sowie Personal in Führungsstäben der Mission bereit und unter-

stützt bei der technischen Ausrüstung, der Minenräumung und der Ausbildung von truppen-

stellenden Nationen und den Vereinten Nationen. Das Mandat wird regelmäßig evaluiert 

und bis zum 31. März 2024 verlängert. Auch künftig werden nicht mehr als 50 Soldat:innen 

eingesetzt. 
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TOP 10: Whistleblower besser schützen 

Wir beraten in dieser Woche abschließend in 2./3. Lesung zwei Gesetzesentwürfe der Koa-

litionsfraktionen für einen besseren Schutz hinweisgebender Personen. Wir wollen Hinweis-

geber:innen (Whistleblower) im beruflichen Umfeld künftig umfassender schützen, da sie 

einen wichtigen Beitrag zur Aufdeckung und Ahndung von Missständen leisten. Vorgese-

hen ist, berufliche Repressalien, wie Kündigungen, aufgrund von Missstands-Hinweisen zu 

verbieten. Für die Meldung von Verstößen im Unternehmen oder in einer Behörde werden 

interne und externe Meldestellen eingerichtet, die auch anonyme Meldungen entgegenneh-

men können.  

Mit den zwei Gesetzentwürfen wird nun ein neuer Anlauf genommen, da das im Dezember 

2022 vom Bundestag verabschiedete Hinweisgeberschutzgesetz nicht die Zustimmung des 

Bundesrats fand. Der Großteil der Regelungen, die der Umsetzung der Hinweisgeber-

schutz-Richtlinie der Europäischen Union dienen, ist nun in einem nicht zustimmungspflich-

tigen Gesetzentwurf zu finden. Der Entwurf „zur Ergänzung der Regelungen zum Hinweis-

geberschutzgesetz“ legt darüber hinaus fest, dass die Regelungen auch für Beamt:innen 

der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbänden gelten sollen, was die Zustimmung des 

Bundesrates erforderlich macht.  

 

TOP 12: Europawahl stärken  

Das Europäische Parlament (EP) hat im Mai 2022 einen Vorschlag zur Reform des europä-

ischen Wahlrechts auf den Weg gebracht, mit dem die EU-weite Dimension deutlich ge-

stärkt werden soll. Die umfassenden Reformvorschläge werden nun vom EU-Ministerrat be-

raten. Für die kommende Europawahl, die in Deutschland am 9. Juni 2024 stattfindet, wer-

den sie noch nicht greifen.  

Die Koalitionsfraktionen positionieren sich zu diesem Vorhaben mit einem Antrag, den wir 

in dieser Woche beraten. Die Vorschläge des EP werden ausdrücklich begrüßt und der 

Bundesregierung werden für die weiteren Verhandlungen auf europäischer Ebene Ziele 

mitgegeben. Insbesondere die Einführung eines unionsweiten Wahlkreises mit transnatio-

nalen Listen ist ein unabdingbarer Baustein eines zukünftigen europäischen Wahlrechts. 

Dies und die Einführung des Spitzenkandidat:innenprinzips kann dazu beitragen, die Wahl-

beteiligung zu erhöhen und somit die demokratische Legitimation zu stärken. Wähler:innen 

könnten sich so direkt für eine:n von den europäischen Parteien vorgeschlagene:n EU-

Kommissionspräsident:in entscheiden. Unterstützt wird auch der Vorschlag, das Wahlalter 

anzugleichen und europaweit ein aktives Wahlrecht ab 16 Jahren einzuführen. In Deutsch-

land gilt dies bereits für die nächste Europawahl 2024.   
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TOP 14: Verbraucher:innen und Unternehmen zügig entlasten 

Seit März 2023 gelten die Preisbremsen für Strom, Gas und Fernwärme, die Verbrau-

cher:innen und Unternehmen vor zu hohen Energiekosten schützen. Bevor Entlastungen 

für die Endverbraucher:innen auf den Weg gebracht werden, müssen zahlreiche Prüfungen 

durchgeführt werden – unter anderem werden die Einhaltung von beihilferechtliche Aufla-

gen wie Entlastungshöchstgrenzen, die Überwachung der ordnungsgemäßen Abwicklung 

von Entlastungen, die hinreichende Erfüllung der Arbeitserhaltungspflicht oder mögliche 

Rückforderungen von zu viel gewährten Entlastungen geprüft. 

Bisher werden diese Prüfungen von staatlichen Behörden übernommen. Angesichts der 

neuartigen, umfangreichen und komplexen Aufgaben kommen künftig auch juristische Per-

sonen des Privatrechts als Prüfbehörde infrage. Das sieht ein Gesetzentwurf der Koalitions-

fraktionen zur Änderung des Strompreisbremsegesetzes (StromPBG) sowie des Erdgas-

Wärme-Preisbremsengesetzes vor, der in dieser Woche abschließend vom Bundestag be-

raten wird. Hierdurch kann stärker auf externen Sachverstand zurückgegriffen werden und 

Verbraucher:innen und Unternehmen werden schneller und unkomplizierter entlastet. Die 

sogenannte Beleihung der Prüfbefugnis auf einen privaten Akteur erfolgt durch das Bun-

desministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und kann jederzeit ganz oder teil-

weise zurückgenommen werden. Die Aufsicht liegt beim BMWK oder einer ihm nachgeord-

neten Behörde. 

Konkretisiert werden überdies die Regelungen im StromPBG zur Abschöpfung von Überge-

winnerlösen. Künftig können auch Absicherungsgeschäfte außerhalb der Energiebörse Eu-

ropean Energy Exchange AG (EEX) in Leipzig gemeldet und bei der Ermittlung der Erlöse 

berücksichtigt werden, sofern ihre Wirkung einem Absicherungsgeschäft an der EEX ent-

spricht. Diese Regelung schafft Rechtsklarheit. 

 

TOP 16: Übereinkommen über die Internationale Seeschifffahrts-Organisation 

Der Bundestag stimmt in dieser Woche über die Ratifizierung der Änderungen am Überein-

kommen über die Internationale Seeschifffahrtsorganisation ab. 

Nach dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen von 1982 ist die Internatio-

nale Seeschifffahrts-Organisation (International Maritime Organization, IMO) zuständig für 

die Annahme von internationalen Seeschifffahrts-Regelungen und Normen über maritime 

Sicherheit, die Leistungsfähigkeit der Seeschifffahrt und den Schutz, die Verhütung und die 

Überwachung der Meeresverschmutzung durch Schiffe. Der Gesetzentwurf der Bundesre-

gierung setzt die von der Versammlung der IMO am 8. Dezember 2021 vorgenommenen 
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Änderungen am Übereinkommen um. Damit die Änderungen in Kraft treten können, müs-

sen zwei Drittel der 175 IMO-Mitgliedstaaten zustimmen.  

Durch die Änderungen des IMO-Übereinkommens soll der Rat der Organisation von derzeit 

40 auf 52 Mitglieder erhöht und die bisherige zweijährige Amtszeit der Ratsmitglieder auf 

vier Jahre verlängert werden. Als Exekutiv- und politisches Steuerungsorgan der Organisa-

tion ist der Rat für die Erstellung von Empfehlungen in Bezug auf maritime Sicherheit und 

Umweltverschmutzungsprävention zuständig.  

 

TOP 20: Der Marshall-Plan als Vorbild für heute  

Vor 75 Jahren – am 3. April 1948 – hat der US-Kongress den nach dem damaligen ameri-

kanischen Außenminister so genannten Marshall-Plan verabschiedet. Die damit verbunde-

nen Finanzhilfen, von denen Deutschland und andere europäische Staaten bis heute profi-

tieren, förderten den Wiederaufbau Europas nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges. Zu-

gleich legte der Plan den Grundstein für die europäische Integration und die transatlanti-

sche Zusammenarbeit, die mit Blick auf Russlands Krieg gegen die Ukraine und den wach-

senden Einfluss Chinas nichts an Bedeutung verloren haben.  

Im Gegenteil: Mit einem Antrag, der in dieser Woche im Plenum des Bundestages beraten 

wird, würdigen die Koalitionsfraktionen den Marshall-Plan als Fundament der bis heute an-

dauernden engen transatlantischen Partnerschaft. Zugleich gilt es, das internationale Völ-

kerrecht und multilaterale Institutionen zu schützen und die Ukraine weiter zu unterstützen. 

Gefordert wird auch ein ähnliches Wiederaufbauprogramm für die Ukraine. 

 

TOP 22: Sicherheit im Mittelmeer gewährleisten 

Die NATO-Staaten haben 2016 die maritime Sicherheitsoperation „SEA GUARDIAN“ be-

schlossen. Ziel ist, den Schiffsverkehr im Mittelmeer abzusichern und den maritimen Terro-

rismus und damit im Zusammenhang stehende illegale Aktivitäten, wie Waffenschmuggel 

und Menschenhandel, einzudämmen. Dadurch wird die Südflanke des NATO-Bündnisge-

bietes gestärkt und der Handel im Mittelmeerraum abgesichert. 

Gemeinsam mit anderen NATO-Mitgliedsstaaten erstellen Schiffe und Flugzeuge der Bun-

deswehr ein umfassendes Lagebild für das Mittelmeer und überwachen den Seeraum. Zu 

ihren weiteren Aufgaben gehört die Kontrolle von Schiffen, wenn sie verdächtigt werden, 

eine Verbindung zu terroristischen Organisationen zu haben, sowie die völkerrechtliche 

Verpflichtung zur Rettung von in Seenot geratenen Personen.  
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In dieser Woche stimmt der Bundestag über einen Antrag der Bundesregierung ab, der vor-

sieht, dass das Mandat bis zum 31. März 2024 verlängert und regelmäßig evaluiert wird. 

Die Obergrenze für einzusetzende Bundeswehrsoldat:innen bleibt unverändert bei 550. 

Das Einsatzgebiet umfasst das Mittelmeer außerhalb der Küstenmeere. 

 


